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Koalitionsverhandlungen in vollem Gange 
Familiennachzug bei subsidiär Geschützten: Keine weitere Zuwanderung 

Wir stehen mitten in den Koalitionsverhandlungen 

mit der SPD, an denen auch viele Kolleginnen und 

Kollegen aus der Landesgruppe beteiligt sind. Die 

erzielten Ergebnisse der Sondierungsgespräche sind 

dabei Ausgangspunkt und roter Faden. Bereits fest 

Vereinbartes werden wir nicht mehr aufgeben, es 

wird nur in Punkten ergänzt und erläutert. Eine gute 

Regierungsführung und eine erfreuliche wirtschaft-

liche Entwicklung geben uns die nötigen finanziel-

len Spielräume, um unser Land weiter voranzubrin-

gen und zu modernisieren. Dabei steht das Thema 

Digitalisierung ganz vorne. Aber auch die Bereiche 

Sicherheit – innere und soziale –, Infrastruktur, Bil-

dung und Familie stehen im Fokus, wofür wir jetzt 

den richtigen Rahmen setzen, Planungen beschleu-

nigen und als Bund den Ländern bei der Bewälti-

gung ihrer Aufgaben beistehen wollen. 

Wir haben uns den zeitlichen Rahmen für die Ge-

spräche eng gesetzt und wollen am Ende der laufen-

den Woche die Verhandlungen zu einem erfolgrei-

chen Abschluss bringen. Wir wissen, es ist höchste 

Zeit, dass wir eine stabile Regierung für unser Land 

bilden und wieder als verlässlicher Ansprechpartner 

für unsere Freunde und Partner im Ausland zur Ver-

fügung stehen. 

So wie in den Sondierungsgesprächen mit der SPD 

vereinbart, bleibt der Familiennachzug zu dem Per-

sonenkreis der subsidiär Schutzberechtigten zu-

nächst ausgesetzt. Ab 1. August 2018 wird der Zuzug 

der Kernfamilie aus humanitären Gründen im Um-

fang von maximal 1.000 Personen im Monat zuge-

lassen. Die genauen Kriterien müssen in einem 

neuen Gesetzgebungsverfahren noch festgelegt 

werden. Für besondere Einzelschicksale gilt wie bis-

her eine Härtefallregelung. Im Gegenzug entfällt die 

Aufnahme von – wie bisher – monatlich 1.000 

Flüchtlingen aus Griechenland und Italien. Es gibt 

damit nicht mehr Zuwanderung nach Deutschland. 

Das war unser Ziel. Wir haben mit den Sozialdemo-

kraten hart um diese Regelung zur Begrenzung der 

Zuwanderung gerungen. Mit der Einigung wurde 

auch eine wichtige Hürde im Rahmen der Koaliti-

onsverhandlungen genommen.  Wir haben unser 

Regelwerk zur Migration durchgesetzt, weil CDU 

und CSU geschlossen gehandelt haben. 

Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus. 

Am 27. Januar 1945 wurde das deutsche Konzentra-

tions- und Vernichtungslager Auschwitz durch die 

Rote Armee befreit. In dieser Sitzungswoche bege-

hen wir wie jedes Jahr diesen Gedenktag in Erinne-

rung an das Menschheitsverbrechen der Shoah, das 

von deutschem Boden ausging. Immer noch haben 

wir Antisemitismus – bestehenden und neu hinzu-

kommenden – in unserem Land zu beklagen. Wir 

stehen an der Seite aller Menschen jüdischen Glau-

bens und werden nicht zulassen, dass diese heute 

wieder vermehrt um ihre Sicherheit in Deutschland 

fürchten müssen.  

Die Gedenkrede im Plenum des Deutschen Bundes-

tages hat mit Anita Lasker-Wallfisch eine Überle-

bende der Konzentrationslager Auschwitz und Ber-

gen-Belsen gehalten. Sie wurde gemeinsam mit ih-

rer Schwester Renate durch ihre Erklärung, die sie 

am 15. April 1945 inmitten von Leichenbergen im 

Lager Bergen-Belsen abgaben, als "Stimmen der 

BBC" bekannt. Frau Lasker-Wallfisch ist als Cellistin 

Mitbegründerin des English Chamber Orchestra. Im 

Jahr 2000 erschien ihr Buch "Ihr sollt die Wahrheit 

erben: Die Cellistin von Auschwitz - Erinnerungen".  

Die Woche im Bundestag 



 

Freitag, 2. Februar 2018     Seite 2 von 2 

Gut aufgestellt! 
Nach intensiven Verhandlungen sind nun weitere Gre-
mien des Deutschen Bundestages und der Unionsfrak-
tion besetzt worden. Die Abgeordneten wissen jetzt, in 
welchen Ausschüssen sie sich zukünftig engagieren 
werden. Auch die Vorsitzenden der Bundestagsaus-
schüsse wurden gewählt.  

 

 

 

 

 

Gitta Connemann, Albert Stegemann, Henning Otte 

Gleiches gilt für die stellvertretenden Fraktionsvorsit-
zenden und die Vorsitzenden der Arbeitsgruppen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Die Landesgruppe ist 
wieder stark in den Gremien der Fraktion vertreten. 
Neben Gitta Connemann, die erneut zur stellvertreten-
den Fraktionsvorsitzenden für die Bereiche Ernäh-
rung, Landwirtschaft, Kultur und Medien gewählt 
wurde, stellt sie mit Albert Stegemann und Henning 
Otte auch die Arbeitsgruppenvorsitzenden in den Be-
reichen Ernährung und Landwirtschaft bzw. Verteidi-
gung. Michael Grosse-Brömer war bereits unmittelbar 
nach der Bundestagswahl erneut zum 1. Parlamentari-
schen Geschäftsführer der Fraktion gewählt worden. 

 
Die Woche im Parlament  

Gesetz zur Verlängerung der Aussetzung des Fami-
liennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten. Mit 
dem Gesetzentwurf, den wir in 2./3. Lesung beraten 
und beschlossen haben, wollen wir den Familiennach-
zug zu subsidiär Schutzberechtigten bis zum Inkraft-
treten der Neuregelung, längstens bis zum 31. Juli 
2018, aussetzen. Ab 1. August wird der Zuzug der Kern-
familie im Umfang von maximal 1.000 Personen im 
Monat zugelassen. Für besondere Einzelschicksale gilt 
wie bisher eine Härtefallregelung. Damit tragen wir 
der begrenzten gesellschaftlichen Aufnahme- und In-
tegrationsfähigkeit gerade auf Ebene der Kommunen 
und Gemeinden Rechnung und sorgen für eine gere-
gelte Zuwanderung.  

Jahreswirtschaftsbericht 2018. Der diesjährige Be-
richt der Bundesregierung „Wirtschaftlich gestärkt in 
die Zukunft“ prognostiziert auch für 2018 ein anhal-
tend starkes Wirtschaftswachstum. Der Aufschwung 
wird breit getragen von Binnenkonsum, Außenhandel 
und zuletzt auch durch einen starken Anstieg der In-
vestitionen. Der Arbeitsmarkt befindet sich weiterhin 
in einem ausgezeichneten Zustand, die Bundesregie-
rung rechnet mit einem Zuwachs von rund 500.000 Ar-
beitsplätzen. Auch die weiter sinkende Arbeitslosig-
keit trägt zu der guten wirtschaftlichen Prognose bei. 

Jahresgutachten 2017/2018 des Sachverständigen-
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung. Auch das Jahresgutachten des 

Sachverständigenrates stellt einen anhaltenden kräfti-
gen Aufschwung in Aussicht und rechnet in 2018 mit 
einer Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts von 2,2 
Prozent. Besondere Herausforderungen bestünden 
weiterhin in den Bereichen Fachkräftesicherung, Digi-
talisierung und Umbau der Energieversorgung. Ange-
sichts des Haushaltsüberschusses wirbt der Sachver-
ständigenrat für wachstumsfreundliche Reformen, 
insbesondere im Steuerrecht und für eine Absenkung 
des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung, so-
wie für eine Stärkung und Ausweitung des europäi-
schen Emissionszertifikatehandels. 

Daten und Fakten 
Deutlicher Rückgang der sog. chronischen Arbeits-
losigkeit. Seit 2006 hat sich der Anteil der chronisch 
Arbeitslosen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
und Erwerbslosen in Deutschland halbiert und sank 
von mehr als 6 auf rund 3 Prozent. Zu diesem Ergebnis 
kommt eine aktuelle Studie des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung. Anders als der Indikator 
Langzeitarbeitslosigkeit dokumentiert die Zahl der 
chronisch Arbeitslosen auch diejenigen Personen, die 
zwar kurze Phasen der Beschäftigung durchlaufen o-
der an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen teilneh-
men, aber dennoch auf dem Arbeitsmarkt nicht nach-
haltig Fuß fassen können. Die Langzeitarbeitslosigkeit 
umfasst demgegenüber lediglich Personen, die min-
destens 12 Monate durchgängig arbeitslos sind. Im 
Jahr 2015 belief sich die Zahl der chronisch Arbeitslo-
sen auf 1,2 Mio., die der Langzeitarbeitslosen auf rund 
1 Million. 2006 waren es noch jeweils 2,6 und 1,9 Mio. 

(Quelle: Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung) 

Mehr Deutsche profitieren von Pflegeleistungen. 
Seit rund einem Jahr gilt der neue Pflegebedürftig-
keitsbegriff sowie das damit einhergehende neue Ver-
fahren zur Einstufung von pflegebedürftigen Men-
schen, durch das insbesondere Demenz- und psychi-
sche Erkrankungen stärkere Berücksichtigung finden. 
Wie der Medizinische Dienst des Spitzenverbandes 
Bund der Krankenkassen bekannt gab, stieg die Zahl 
der Versicherten 2017 im Vergleich zum Vorjahr um 
rund 304.000. Die Geschäftsführung des Vereins wer-
tete dies als Nachweis eines verbesserten Zugangs zu 
den Leistungen der Pflegeversicherung. Die Gutachter 
des Medizinischen Dienstes begutachteten im vergan-
genen Jahr insgesamt über 1,6 Mio. Versicherte nach 
dem neuen Verfahren. 1,4 Mio. davon wurden in einen 
der fünf neuen Pflegegrade eingestuft. 

(Quelle: Medizinischer Dienst des GKV-Spitzenverbandes) 
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